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Grünes Licht für Mieterstrom – DMB, GdW und vzbv begrüßen Änderun-
gen beim Erneuerbare-Energien-Gesetz 

Berlin – Die Koalitionspartner haben sich auf Nachbesserungen am Erneuerbaren-Energien-
Gesetz (EEG) geeinigt. Demnach werden künftig (Ver)Mieterstrommodelle ermöglicht. Mieter 
könnten dann aus Gebäude-Photovoltaikanlagen des Vermieters Strom vom Dach beziehen, ohne 
dass die volle EEG-Umlage fällig wird. Der Spitzenverband der Wohnungswirtschaft GdW, der 
Deutsche Mieterbund und der Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv) begrüßen diese Ent-
wicklung. 

"Endlich grünes Licht für den Mieterstrom", kommentierte GdW-Präsident Axel Gedaschko, die 10 
Entscheidung. "Die dezentrale Stromversorgung ist ein wesentlicher Bestandteil der Energiewen-
de im Gebäudebereich. Jetzt ist ein großer Schritt getan, damit auch die Mieter Anteil an der 
Energiewende haben können.  

"Mieter könnten nun erstmals über niedrigere Strompreise von der Energiewende und dem Aus-
bau der erneuerbaren Energie profitieren“,  begrüßte Lukas Siebenkotten, Bundesdirektor des 
Deutschen Mieterbundes (DMB), die geplante Neufassung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes, 
die am Freitag im Bundestag beschlossen werden soll. Bisher waren nur Eigentümer, die sich mit 
einer Dachanlage selbst versorgten, von den steigenden Umlagen auf Ökostrom teilweise oder 
ganz befreit, nicht aber Vermieter als Betreiber dieser Anlagen und die dort wohnenden Mieter.  

"Mieter werden bei der Energiewende bisher besonders belastet. Sie haben häufig geringere Ein-20 
kommen als Eigenheimbesitzer, tragen aber die Lasten des Ausbaus erneuerbarer Energien zu 
einem großen Anteil. Es ist daher nur fair, wenn Mieter von Modellen alternativer Energiequellen 
profitieren können", ergänzte Klaus Müller, Vorstand des Verbraucherzentrale Bundesverbands 
(vzbv).   

Das Parlament soll nun das Bundeswirtschaftsministerium ermächtigen, eine entsprechende Ver-
ordnung für Mieterstrom zu erlassen. Die drei Verbände appellieren an die Bundesregierung, die-
se Beschlüsse nun zügig umzusetzen.  

Der GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen vertritt als größter deut-
scher Branchendachverband bundesweit und auf europäischer Ebene rund 3.000 kommunale, genossen-
schaftliche, kirchliche, privatwirtschaftliche, landes- und bundeseigene Wohnungsunternehmen. Sie bewirt-30 
schaften rd. 6 Mio. Wohnungen, in denen über 13 Mio. Menschen wohnen. Der GdW repräsentiert damit 
Wohnungsunternehmen, die fast 30 Prozent aller Mietwohnungen in Deutschland bewirtschaften. 
 
Der Deutsche Mieterbund ist der Dachverband von 320 örtlichen Mietervereinen in Deutschland. Etwa 
1.300 hauptberufliche und 2.500 ehrenamtliche Mitarbeiter sind für die Mieterorganisation tätig. Zurzeit 
sind rund 1,24 Millionen Mieterhaushalte, das heißt knapp 3 Millionen Mieterinnen und Mieter, Mitglied 
eines örtlichen Mietervereins und damit im Deutschen Mieterbund zusammengeschlossen. 
 
Der Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv) ist der Dachverband der 16 Verbraucherzentralen der 
Länder und 25 weiterer Verbraucherschutzorganisationen. Der vzbv vertritt die Interessen von mehr als 80 40 
Millionen Verbrauchern gegenüber Politik, Wirtschaft und Verwaltung und klagt Verbraucherrechte vor 
Gericht ein.  
 


